
H I N W E I S E zum Datenschutz 
für die Beratungsärztin/den Beratungsarzt in der gesetzlichen 

Unfallversicherung 
 

I. Allgemeine Hinweise  
1. Die Beratungsärztin/der Beratungsarzt unterstützt den Unfallversicherungsträger 

– insbesondere im Rahmen der Sachbearbeitung – bei der Beurteilung von 
medizinischen Fragestellungen in laufenden Verwaltungsverfahren (vgl. 
Aufgabenbeschreibung im Beratungsvertrag). Bei dem Beratungsvertrag handelt 
es sich um einen Dienstvertrag höherer Art im Sinne von § 627 BGB. Damit wird 
der Beratungsarzt/die Beratungsärztin dem Unfallversicherungsträger unterstellt 
und handelt unter dessen Verantwortlichkeit (Art 29 DSGVO) und nicht als 
„Dritter“ (Art 4 Nr. 10 DSGVO). Durch die förmliche Verpflichtung nicht beamteter 
Personen nach § 1 des Verpflichtungsgesetzes wird die Beratungsärztin/der 
Beratungsarzt zudem in strafrechtlicher Hinsicht den Amtsträgerinnen und 
Amtsträgern des Unfallversicherungsträgers gleichgestellt (§ 11 Abs. 1 Nr. 4 
StGB).  
 
Der Unfallversicherungsträger ist auf Grund seiner Entscheidungshoheit nicht an 
die beratungsärztliche Stellungnahme gebunden und legt Wert auf die 
Klarstellung, dass die ärztliche Verantwortung der Beratungsärztin/des 
Beratungsarztes auf Grund der standesrechtlichen, berufsrechtlichen und 
ethischen Anforderungen und Verpflichtungen von dem Vertragsverhältnis als 
Beratungsärztin/Beratungsarzt nicht berührt wird. Die Beratungsärztin/Der 
Beratungsarzt handelt bei der Ausübung ihrer/seiner Fachkunde weisungsfrei, 
soweit sich dies auf die Ergebnisse ihrer/seiner Beratungsaufgaben aus dem 
Vertragsverhältnis bezieht.  
 

2. Die Beratungsärztin/Der Beratungsarzt unterliegt uneingeschränkt der ärztlichen 
Schweigepflicht. Zudem ist bei ihm/ihr bekannt gewordenen Sozialdaten und 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen der Sozialdatenschutz zu beachten (§ 35 
SGB I). Im Übrigen ergibt sich die Verschwiegenheitspflicht aus § 203 StGB und 
den mittels der Verpflichtung nach dem Verpflichtungsgesetz anwendbaren 
sonstigen Vorschriften des Strafgesetzbuches.  
 

3. Die Pflicht zur Verschwiegenheit erstreckt sich auch auf verwaltungsinterne 
Angelegenheiten des Unfallversicherungsträgers und besteht auch nach Ziffer 2 
über das Ende der Tätigkeit hinaus. Die Beratungsärztin/Der Beratungsarzt 
verarbeitet die ihr/ihm bekannt gewordenen Daten ausschließlich entsprechend 
der vom Unfallversicherungsträger als Verantwortlichem festgelegten Weisungen 
(Art. 29 DSGVO)  

 
4. Falls im Rahmen der Erstellung der Stellungnahme nichtärztliches Hilfspersonal 

eingebunden ist, gelten die genannten Vorschriften über das Sozialgeheimnis und 
die ärztliche Schweigepflicht auch für dieses. Insoweit ist die Beratungsärztin/der 
Beratungsarzt für die Einhaltung des Datenschutzes verantwortlich und muss 
ihre/seine Mitarbeiter/innen auf das Sozial- und Arztgeheimnis verpflichten. Bei 
Bedarf ist die Verpflichtung gegenüber dem Unfallversicherungsträger 
nachzuweisen.  

 
5. Die Beratungsärztin/Der Beratungsarzt darf die vom Unfallversicherungsträger zur 

Verfügung gestellten Sozialdaten nur für die Erstellung der beratenden 
Stellungnahme verwenden (Zweckbindung). Eine Nutzung für eigenen Zwecke 
oder die Übermittlung der Sozialdaten an Dritte ist nicht erlaubt.  

 



6. Verwaltungsakten werden ausschließlich vom Unfallversicherungsträger geführt. 
Die Beratungsärztin/Der Beratungsarzt ist nicht berechtigt, eigene 
Verwaltungsakten zu führen. Davon unberührt ist die Aufbewahrung erforderlicher 
Unterlagen auf Grund anderer geltender Vorschriften, z.B. Abrechnung, 
Steuerpflicht. Soweit im Rahmen der Beratungstätigkeit Aktenauszüge, 
Unterlagen oder andere Versichertendaten zur Verfügung gestellt werden, sind 
diese nach Beendigung des entsprechenden Beratungsauftrags dem 
Unfallversicherungsträger zurückzugeben oder datenschutzgerecht zu vernichten 
bzw. zu löschen (d.h. nach der DIN 66399 Schutzklasse 3 Stufe 4). Solange 
Unterlagen in ihrem/seinem Besitz sind, hat die Beratungsärztin/der 
Beratungsarzt diese mit der gleichen Sorgfalt zu behandeln und zu schützen wie 
der Unfallversicherungsträger.  

 
7. Die Beratungsärztin/Der Beratungsarzt hat dafür Sorge zu tragen, dass 

Unterlagen des Unfallversicherungsträgers (Papier/elektronische Daten) von den 
Unterlagen sonstiger Patienten und anderer Sozialversicherungsträger getrennt 
gehalten werden. Das gilt insbesondere, wenn die Beratungstätigkeit in einer 
Arztpraxis oder einem Krankenhaus stattfindet.  
Die Beratungsärztin/Der Beratungsarzt hat alle organisatorischen und 
technischen Maßnahmen zu ergreifen, um eine Kenntnisnahme der Sozialdaten 
durch unbefugte Personen zu verhindern. Diese Verpflichtung gilt für 
Papierunterlagen ebenso wie für elektronische Daten. Die jeweils aktuellen 
Veröffentlichungen der Bundesärztekammer (zuletzt Hinweise und Empfehlungen 
zur ärztlichen Schweigepflicht, Datenschutz und Datenverarbeitung in der 
Arztpraxis, Deutsches Ärzteblatt 15.09.2021) erläutern, wie die Regelungen des 
Art. 32 DSGVO sowie die allgemeinen IT-Sicherheitsstandards zu beachten sind. 
Eine Zusammenstellung geeigneter Maßnahmen zum Datenschutz und zur 
Datensicherheit bei elektronischer Verarbeitung ist unter II. beigefügt. 1Soweit die 
Bearbeitung in den Räumen und mit Hilfe der Infrastruktur des 
Unfallversicherungsträgers stattfindet, erfolgen die Sicherheitsvorkehrungen 
durch den Unfallversicherungsträger. 
  

8. Soweit die Beratungsärztin/der Beratungsarzt nicht anonymisierte 
Versichertenunterlagen zur Bearbeitung außerhalb der Verwaltungsstelle des 
Unfallversicherungsträgers erhält oder dem Unfallversicherungsträger 
übersendet, sind diese entweder auf dem Postweg oder vom 
Unfallversicherungsträger vorgegebenen datenschutzgerechten elektronischen 
Wegen zu übertragen.  
 

9. Bei eingetretenen Datenschutzverletzungen oder sonstigen Datenpannen ist der 
Unfallversicherungsträger als Verantwortlicher für die Daten nach Art 4 Ziffer 7 
DSGVO sofort zu informieren, damit alle Maßnahmen zur Schadensminimierung 
umgehend ergriffen, Fristen nach der DSGVO eingehalten und die Pflichten 
gegenüber der datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehörde und den Betroffenen 
umgehend erfüllt werden können.  

 
Bei eingetretenen Datenschutzverletzungen oder sonstigen Datenpannen ist 
sofort die/der Datenschutzbeauftragte des Unfallversicherungsträgers per E-Mail - 
in allgemeiner Form und ohne Angabe von geschützten Daten - unter 
datenschutz@bghm.de zu unterrichten.  
 
Die Vertragsparteien sind sich einig, dass Meldungen von Datenpannen und 
anderen Datenschutzvorfällen an Datenschutzaufsichtsbehörden ausschließlich 
durch den Unfallversicherungsträger erfolgen.  

  



II. Hinweise zu technischen und organisatorischen Maßnahmen zum 
Datenschutz und zur Datensicherheit  
 
Vorbemerkung  
 
Die geeignete Konfiguration, Ausstattung und Nutzung von 
Datenverarbeitungsanlagen ist Voraussetzung für die Gewährleistung des 
Datenschutzes bei der Nutzung, Verarbeitung und Speicherung 
personenbezogener Daten / Sozialdaten im Rahmen des Beratungsvertrages. 
Dabei sind insbesondere die Empfehlungen der Bundesärztekammer (zuletzt 
Hinweise und Empfehlungen zur ärztlichen Schweigepflicht, Datenschutz und 
Datenverarbeitung in der Arztpraxis, Deutsches Ärzteblatt 15.09.2021) zu 
beachten. Des Weiteren wird auf die Empfehlungen des Bundesamtes für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) hingewiesen.  
 
Im Folgenden werden Empfehlungen zur Umsetzung der technischen und 
organisatorischen Maßnahmen zur Sicherheit der Verarbeitung gemäß Art. 32 
DSGVO gegeben. Die Maßnahmen müssen, unter Berücksichtigung des Standes 
der Technik, der zumutbaren Implementierungskosten und der Art, des Umfangs, 
der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen 
Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere des Risikos für die Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Personen, geeignet sein, ein dem hohen Risiko bei 
Gesundheitsdaten angemessenes Schutzniveau zu gewährleisten.  
 
Findet im Rahmen des Beratungsvertrages Datenverarbeitung im o.a. Sinne 
außerhalb der Räumlichkeiten des Unfallversicherungsträgers statt, so sind 
insbesondere folgende Aspekte zum Datenschutz und zur Sicherheit der 
Verarbeitung (Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Belastbarkeit, Integrität der 
Daten) zu berücksichtigen:  
 

1. Gewährleistung der Vertraulichkeit  
 
1.1 Zutrittskontrolle  

(Maßnahmen zur Verhinderung, dass Unbefugte Zutritt zu den 
Datenverarbeitungsanlagen erhalten, mit denen personenbezogene Daten / 
Sozialdaten verarbeitet werden).  
- Der Zutritt zum Gebäude und den Räumlichkeiten, in denen 

Datenverarbeitung im Rahmen des Beratungsvertrages stattfindet, muss 
geregelt sein und kontrolliert erfolgen.  

- Findet Datenverarbeitung im Rahmen des Beratungsvertrages im 
häuslichen Bereich statt, muss die vorhandene räumliche und 
elektronische Ausstattung geeignet sein, Datenverarbeitung von 
personenbezogenen Daten / Sozialdaten durchzuführen. Insbesondere 
muss es möglich sein, die Arbeit ohne gleichzeitige Anwesenheit Dritter in 
dem dafür vorgesehenen Raum durchführen zu können.  
 

1.2 Zugangskontrolle/Zugriffskontrolle  
(Maßnahmen, die verhindern, dass Unbefugte in das 
Datenverarbeitungssystem eindringen sowie personenbezogene Daten bei 
der Verarbeitung, Nutzung oder Speicherung nicht lesen, kopieren, verändern 
oder entfernen können).  
- Zum Schutz vor unbefugter Kenntnisnahme durch Dritte ist ein 

entsprechend gestaltetes Authentifizierungsverfahren (Benutzerkennung 
und Passwort) einzurichten und zu verwenden.  

- Verwendete Passwörter müssen mindestens die aktuelle vom BSI 
empfohlene Länge haben und komplex (Buchstaben (groß/klein), Ziffern 



und Sonderzeichen) gestaltet sein. Sie sind regelmäßig zu wechseln und 
geheim zu halten. Im System dürfen Passwörter nur verschlüsselt 
abgelegt sein.  

- Insbesondere lokale und mobile Datenträger, auf denen sich 
personenbezogene Daten / Sozialdaten befinden, sind zu verschlüsseln.  
 

1.3 Trennungsgebot  
(Maßnahmen, die sicherstellen, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene 
Daten getrennt verarbeitet werden können).  
- Personenbezogene Daten / Sozialdaten des Unfallversicherungsträgers 

sind bei der Verarbeitung und Speicherung physisch und/oder logisch von 
Datenbeständen anderer Sozialversicherungsträger, Patienten, Ärzten, 
Medizinischen Einrichtungen oder anderen Dritten zu trennen. 
  

2. Gewährleistung der Integrität  
 
2.1 Weitergabekontrolle  

(Maßnahmen, die gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei der 
elektronischen Übertragung, Transport oder Speicherung nicht unbefugt 
gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können).  
- Für die Lagerung und den Transport von Akten und Datenträgern sind 

abschließbare Behältnisse zu verwenden. Elektronische oder optische 
Datenträger sind für den Transport stets wirksam zu verschlüsseln. 

- Werden zur Verarbeitung und Übertragung von personenbezogenen 
Daten / Sozialdaten genutzte Datenverarbeitungssysteme mit öffentlichen 
Netzen verbunden, sind aktuelle Filtertechniken (Firewall), wirksame 
Verschlüsselung und/oder virtualisierte Verbindungen (VPN) zu 
verwenden.  

- Genutzte Funktechnologie (WLAN) ist durch Verschlüsselung (WPA 2 
oder besser) wirksam abzusichern. Das zur Sicherung des Funknetzes 
genutzte Passwort muss mindestens den aktuellen Anforderungen des 
BSI entsprechen.  
 

2.2 Eingabekontrolle  
(Maßnahmen, die gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt 
werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten eingegeben, 
verändert oder entfernt wurden).  
- Hat mehr als eine Person Zugriff auf die Datenverarbeitungsanlage, sind 

für jeden Benutzer eigene Zugänge (Benutzerkonten) anzulegen und zu 
verwenden. 
  

3. Gewährleistung der Verfügbarkeit und Belastbarkeit  
 
3.1 Verfügbarkeitskontrolle  

(Maßnahmen, die gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen 
zufällige Zerstörung oder Verlust geschützt sind)  
- Für einen ausreichend wirksamen und aktuell gehaltenen Virenschutz ist 

Sorge zu tragen. Das Gesamtsystem ist durch regelmäßige Updates 
aktuell zu halten.  

- Personenbezogene Daten / Sozialdaten, die zentral bei dem 
Unfallversicherungsträgers gespeichert sind, müssen nicht gesondert 
gesichert werden. In allen anderen Fällen ist eine bedarfsgerechte 
Datensicherung auf geeigneten Medien durchzuführen.  

 



StGB 

§ 133 StGB Verwahrungsbruch 

(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in 
dienstlicher Verwahrung befinden oder ihm oder einem anderen dienstlich 
in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, unbrauchbar 
macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich 
in amtlicher Verwahrung einer Kirche oder anderen Religionsgesellschaft 
des öffentlichen Rechts befinden oder von dieser dem Täter oder einem 
anderen amtlich in Verwahrung gegeben worden sind. 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten anvertraut worden oder 
zugänglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

§ 201 StGB Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer unbefugt 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen 
Tonträger aufnimmt oder 

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten 
zugänglich macht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 

1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene 
Wort eines anderen mit einem Abhörgerät abhört oder 

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 
abgehörte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen im 
Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung 
geeignet ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie 
ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung 
überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2). 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer 
verwendet hat, können eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 

§ 202d Datenhehlerei 

(1) Wer Daten (§ 202a Absatz 2), die nicht allgemein zugänglich sind und 
die ein anderer durch eine rechtswidrige Tat erlangt hat, sich oder einem 
anderen verschafft, einem anderen überlässt, verbreitet oder sonst 
zugänglich macht, um sich oder einen Dritten zu bereichern oder einen 
anderen zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Strafe darf nicht schwerer sein als die für die Vortat angedrohte 
Strafe. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Handlungen, die ausschließlich der Erfüllung 
rechtmäßiger dienstlicher oder beruflicher Pflichten dienen. Dazu gehören 
insbesondere 

1. solche Handlungen von Amtsträgern oder deren Beauftragten, mit 
denen Daten ausschließlich der Verwertung in einem 
Besteuerungsverfahren, einem Strafverfahren oder einem 
Ordnungswidrigkeitenverfahren zugeführt werden sollen, sowie 

2. solche beruflichen Handlungen der in § 53 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 der Strafprozessordnung genannten Personen, mit denen 
Daten entgegengenommen, ausgewertet oder veröffentlicht werden. 



§ 203 StGB Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

§ 203 StGB „Fortsetzung“ 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen 
Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der 
Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 
Abschlußprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, 
Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, 
Steuerbevollmächtigten, 

3a. Organ oder Mitglied eines Organs einer Wirtschaftsprüfungs-, 
Buchprüfungs- oder einer Berufsausübungsgesellschaft von 
Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten, einer Berufsausübungs-
gesellschaft von Rechtsanwälten oder europäischen nieder-
gelassenen Rechtsanwälten oder einer Berufsausübungsgesellschaft 
von Patentanwälten oder niedergelassenen europäischen 
Patentanwälten im Zusammenhang mit der Beratung und Vertretung 
der Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Berufsausübungs-
gesellschaft im Bereich der Wirtschaftsprüfung, Buchprüfung oder 
Hilfeleistung in Steuersachen oder ihrer rechtsanwaltlichen oder 
patentanwaltlichen Tätigkeit, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für 
Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt 
ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach 

den §§ 3 und 8 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem 
Sozialpädagogen oder 

7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder 
Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen 
oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich 
ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

1. Amtsträger oder Europäischer Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personal-
vertretungsrecht wahrnimmt, 

4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines 
Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses 
oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, 
oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte 
Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich 
verpflichtet worden ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungs-
pflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben 
auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im 
Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit 



solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das 
Gesetz dies nicht untersagt. 

(2a) (weggefallen) 

§ 203 StGB „Fortsetzung“ 

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Personen Geheimnisse den bei ihnen 
berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur Vorbereitung auf den 
Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 
Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen 
offenbaren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, 
soweit dies für die Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen 
mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige 
mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die 
an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 
Genannten mitwirken. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung 
oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende Person oder als bei 
den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger 
Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer 

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge 
getragen hat, dass eine sonstige mitwirkende Person, die unbefugt 
ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit 
bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung 
verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, 
die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren 
mitwirkenden Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung 
oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis 
offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur 

Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige  
 

mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 
genannte Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 
verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das 
er von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen Nachlass erlangt 
hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde 
Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen 
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 204 StGB Verwertung fremder Geheimnisse 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet 
ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) § 203 Abs. 5 gilt entsprechend. 

§ 303a StGB Datenveränderung 

(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202a Abs. 2) löscht, unterdrückt, 
unbrauchbar macht oder verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c 
entsprechend. 

§ 303b StGB Computersabotage 

(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen anderen von wesentlicher 
Bedeutung ist, dadurch erheblich stört, dass er 



1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht, 

2. Daten (§ 202a Abs. 2) in der Absicht, einem anderen Nachteil 
zuzufügen, eingibt oder übermittelt oder 

3. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger zerstört, 
beschädigt, unbrauchbar macht, beseitigt oder verändert, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Handelt es sich um eine Datenverarbeitung, die für einen fremden 
Betrieb, ein fremdes Unternehmen oder eine Behörde von wesentlicher 
Bedeutung ist, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In besonders schweren Fällen des Absatzes 2 ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders 
schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 

2. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur 
fortgesetzten Begehung von Computersabotage verbunden hat, 

3. durch die Tat die Versorgung der Bevölkerung mit lebenswichtigen 
Gütern oder Dienstleistungen oder die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland beeinträchtigt. 

(5) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c 
entsprechend. 

§ 331 StGB Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung 
einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen läßt oder 
annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 
Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er 
eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der 
Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von 
ihm geforderten Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die 
zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme 
vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet 
und sie die Annahme genehmigt. 

§ 332 StGB Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 
öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder 
einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder 
annimmt, daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig 
vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen 
würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 
Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er 
eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und 
dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird 
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder 
schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung 
fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 



schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen gegenüber bereit 
gezeigt hat, 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung 
des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

§ 353b StGB Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer 
besonderen Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
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3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem 
Personalvertretungsrecht wahrnimmt oder 

4. Europäischer Amtsträger, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und 
dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Hat der Täter durch die Tat 
fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so wird er mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen 
Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung er 

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes 
oder eines Landes oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit 
der Verletzung der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden 
ist,  

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch 

wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der 
Strafprozessordnung genannten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie 
sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder Veröffentlichung des 
Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der Nachricht, zu deren 
Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschränken. 

(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt 

1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 

 a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis 
während seiner Tätigkeit bei einem oder für ein 
Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes 
bekanntgeworden ist 

 b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

2. von der obersten Bundesbehörde 

 a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis 
während seiner Tätigkeit sonst bei einer oder für eine Behörde 
oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für 
eine solche Stelle bekanntgeworden ist, 

 b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer 
amtlichen Stelle des Bundes verpflichtet worden ist; 

3. von der Bundesregierung in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
Nummer 4, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit 
bei einer Dienststelle der Europäischen Union bekannt geworden ist; 

4. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der 
Absätze 1 und 2 Nr. 2. 

In den Fällen des Satzes 2 Nummer 3 wird die Tat nur verfolgt, wenn 



zudem ein Strafverlangen der Dienststelle vorliegt. 

§ 355 StGB Verletzung des Steuergeheimnisses 

(1) Wer unbefugt 

1. personenbezogene Daten eines anderen, die ihm als Amtsträger 

 a) in einem Verwaltungsverfahren, einem 
Rechnungsprüfungsverfahren oder einem gerichtlichen 
Verfahren in Steuersachen, 

 b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in 
einem Bußgeldverfahren wegen einer 
Steuerordnungswidrigkeit, 

 c) im Rahmen einer Weiterverarbeitung nach § 29c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4, 5 oder 6 der Abgabenordnung oder aus 
anderem dienstlichen Anlass, insbesondere durch Mitteilung 
einer Finanzbehörde oder durch die gesetzlich vorgeschriebene 
Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheinigung über 
die bei der Besteuerung getroffenen Feststellungen 
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 bekannt geworden sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als 
Amtsträger in einem der in Nummer 1 genannten Verfahren bekannt 
geworden ist, 

offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Personenbezogene Daten eines anderen oder 
fremde Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse sind dem Täter auch dann als 
Amtsträger in einem in Satz 1 Nummer 1 genannten Verfahren bekannt 
geworden, wenn sie sich aus Daten ergeben, zu denen er Zugang hatte 
und die er unbefugt abgerufen hat. Informationen, die sich auf identifizierte 
oder identifizierbare verstorbene natürliche Personen oder Körperschaften, 
rechtsfähige oder nicht rechtsfähige Personenvereinigungen oder 

Vermögensmassen beziehen, stehen personenbezogenen Daten eines 
anderen gleich. 

(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 

1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

2. amtlich zugezogene Sachverständige und 

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen 
Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des Verletzten 
verfolgt. Bei Taten amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der 
Behörde, deren Verfahren betroffen ist, neben dem Verletzten 
antragsberechtigt. 

§ 358 StGB Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer 
Straftat nach den §§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, 
§§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das Gericht die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 

SGB I 

§ 35 SGB I Sozialgeheimnis 

(1) Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 
Absatz 2 Zehntes Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt ver-
arbeitet werden (Sozialgeheimnis). Die Wahrung des Sozialgeheimnisses 
umfasst die Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicher-
zustellen, dass die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an 
diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer 
Angehörigen dürfen Personen, die Personalentscheidungen treffen oder 
daran mitwirken können, weder zugänglich sein noch von Zugriffs-
berechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch richtet sich auch gegen 
die Verbände der Leistungsträger, die Arbeitsgemeinschaften der 
Leistungsträger und ihrer Verbände, die Datenstelle der Renten-



versicherung, die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen 
Vereinigungen, Integrationsfachdienste, die Künstlersozialkasse, die 
Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von 
Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwaltung, soweit sie 
Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 66 des 
Zehnten Buches durchführen, die Versicherungsämter und Gemeinde-
behörden sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 
Absatz 3 des Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach 
diesem Gesetzbuch wahrnehmen, und die Stellen, die Aufgaben nach 
§ 67c Absatz 3 des Zehnten Buches wahrnehmen. Die Beschäftigten 
haben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit bei den genannten Stellen das 
Sozialgeheimnis zu wahren. 
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(2) Die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches und der 
übrigen Bücher des Sozialgesetzbuches regeln die Verarbeitung von 
Sozialdaten abschließend, soweit nicht die Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden 
Fassung unmittelbar gilt. Für die Verarbeitungen von Sozialdaten im 
Rahmen von nicht in den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 fallenden Tätigkeiten finden die Verordnung (EU) 2016/679 und 
dieses Gesetz entsprechende Anwendung, soweit nicht in diesem oder 
einem anderen Gesetz Abweichendes geregelt ist. 

(2a) Die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten 
oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf 
gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt. 

(3) Soweit eine Übermittlung von Sozialdaten nicht zulässig ist, besteht 
keine Auskunftspflicht, keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung 
oder Auslieferung von Schriftstücken, nicht automatisierten Dateisystemen 
und automatisiert, verarbeiteten Sozialdaten. 

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich. 

(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels 
des Zehnten Buches verarbeitet werden. Sie dürfen außerdem verarbeitet 
werden, wenn schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner 
Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt werden können. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden neben den in Absatz 1 genannten Stellen 
auch Anwendung auf solche Verantwortliche oder deren Auftrags-
verarbeiter, 

1. die Sozialdaten im Inland verarbeiten, sofern die Verarbeitung nicht 
im Rahmen einer Niederlassung in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erfolgt, oder 

2. die Sozialdaten im Rahmen der Tätigkeiten einer inländischen 
Niederlassung verarbeiten. 

Sofern die Absätze 1 bis 5 nicht gemäß Satz 1 anzuwenden sind, gelten für 
den Verantwortlichen oder dessen Auftragsverarbeiter nur die §§ 81 bis 
81c des Zehnten Buches. 

(7) Bei der Verarbeitung zu Zwecken gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 
2016/679 stehen die Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum und die Schweiz den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union gleich. Andere Staaten gelten insoweit als 
Drittstaaten. 

SGB X 

Erster Abschnitt. Begriffsbestimmungen 

§ 67 SGB X Begriffsbestimmungen 

(1) Die nachfolgenden Begriffsbestimmungen gelten ergänzend zu Artikel 4 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
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Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. 
L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Sozialdaten sind personenbezogene Daten (Artikel 4 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679), die von einer in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach diesem Gesetzbuch 
verarbeitet werden. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle betriebs- 
oder geschäftsbezogenen Daten, auch von juristischen Personen, die 
Geheimnischarakter haben. 

(3) Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel 
angewandt wird, auch 

1. Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren 
Ermächtigungsgrundlage sich im Sozialgesetzbuch befindet, 

2. Aufgaben auf Grund von über- und zwischenstaatlichem Recht im 
Bereich der sozialen Sicherheit, 

§ 67 SGB X „Fortsetzung“ 

3. Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und das 
Zehnte Buch für entsprechend anwendbar erklären, und 

4. Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Aufgaben, 
soweit sie den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen durch 
Gesetz zugewiesen sind. § 8 Absatz 1 Satz 3 des 
Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt unberührt. 

(4) Werden Sozialdaten von einem Leistungsträger im Sinne von § 12 des 
Ersten Buches verarbeitet, ist der Verantwortliche der Leistungsträger. Ist 
der Leistungsträger eine Gebietskörperschaft, so sind der Verantwortliche 
die Organisationseinheiten, die eine Aufgabe nach einem der besonderen 
Teile dieses Gesetzbuches funktional durchführen. 

(5) Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische Personen, 
Gesellschaften und andere Personenvereinigungen des privaten Rechts, 
soweit sie nicht unter § 81 Absatz 3 fallen. 

Zweiter Abschnitt. Verarbeitung von Sozialdaten 

§ 67a SGB X Erhebung von Sozialdaten 

(1) Die Erhebung von Sozialdaten durch die in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stellen ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung einer 
Aufgabe der erhebenden Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist. 
Dies gilt auch für die Erhebung der besonderen Kategorien personen-
bezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679. § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt 
entsprechend. 

(2) Sozialdaten sind bei der betroffenen Person zu erheben. Als Erhebung 
nach Satz 1 gilt auch die Entscheidung der betroffenen Person nach § 67f 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2 oder ein 
ausdrückliches Ersuchen im Anwendungsbereich des § 77a. Ohne ihre 
Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden 

1. bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Absatz 2 genannten 
Stellen, wenn 

 a) diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle 
befugt sind, 

 b) die Erhebung bei der betroffenen Person einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und 

 c) keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt 
werden, 

2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn 

 a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zulässt oder die 
Übermittlung an die erhebende Stelle ausdrücklich vorschreibt 
oder 

 b) aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach 
eine Erhebung bei anderen Personen oder Stellen 



erforderlich machen oder 

  bb) die Erhebung bei der betroffenen Person einen 
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 

  und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt 
werden. 

§ 67b SGB X Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, 
Einschränkung der Verarbeitung und Löschung von Sozialdaten 

(1) Die Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, Einschränkung 
der Verarbeitung und Löschung von Sozialdaten durch die in § 35 des 
Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig, soweit die nachfolgenden 
Vorschriften oder eine andere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch es 
erlauben oder anordnen. Dies gilt auch für die besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679. Die Übermittlung von biometrischen, 
genetischen oder Gesundheitsdaten ist abweichend von Artikel 9 Absatz 2 
Buchstabe b, d bis j der Verordnung (EU) 2016/679 nur zulässig, soweit 
eine gesetzliche Übermittlungsbefugnis nach den §§ 68 bis 77 oder nach 
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einer anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt. § 22 
Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend. 

(2) Zum Nachweis im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personen-
bezogenen Daten eingewilligt hat, soll die Einwilligung schriftlich oder 
elektronisch erfolgen. Die Einwilligung zur Verarbeitung von genetischen, 
biometrischen oder Gesundheitsdaten oder Betriebs- oder Geschäfts-
geheimnissen hat schriftlich oder elektronisch zu erfolgen, soweit nicht 
wegen besonderer Umstände eine andere Form angemessen ist. Wird die 
Einwilligung der betroffenen Person eingeholt, ist diese auf den Zweck der 
vorgesehenen Verarbeitung, auf die Folgen der Verweigerung der 
Einwilligung sowie auf die jederzeitige Widerrufsmöglichkeit gemäß 

Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 hinzuweisen. 

(3) Die Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten zu 
Forschungszwecken kann für ein bestimmtes Vorhaben oder für bestimmte 
Bereiche der wissenschaftlichen Forschung erteilt werden. Im Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 2 auch dann vor, wenn durch die Einholung einer 
schriftlichen oder elektronischen Einwilligung der Forschungszweck 
erheblich beeinträchtigt würde. In diesem Fall sind die Gründe, aus denen 
sich die erhebliche Beeinträchtigung des Forschungszweckes ergibt, 
schriftlich festzuhalten. 

§ 67c SGB X Zweckbindung sowie Speicherung, Veränderung und 
Nutzung von Sozialdaten zu anderen Zwecken 

(1) Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung von Sozialdaten durch die 
in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig, wenn sie zur 
Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen liegenden 
gesetzlichen Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist und für die 
Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben worden sind. Ist keine Erhebung 
vorausgegangen, dürfen die Daten nur für die Zwecke geändert oder 
genutzt werden, für die sie gespeichert worden sind. 

(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dürfen von demselben 
Verantwortlichen für andere Zwecke nur gespeichert, verändert oder 
genutzt werden, wenn 

1. die Daten für die Erfüllung von Aufgaben nach anderen 
Rechtsvorschriften dieses Gesetzbuches als diejenigen, für die sie 
erhoben wurden, erforderlich sind, 

2. es zur Durchführung eines bestimmten Vorhabens der wissen-
schaftlichen Forschung oder Planung im Sozialleistungsbereich 
erforderlich ist und die Voraussetzungen des § 75 Absatz 1, 2 oder 
4a Satz 1 vorliegen. 

(3) Eine Speicherung, Veränderung oder Nutzung von Sozialdaten ist 
zulässig, wenn sie für die Wahrnehmung von Aufsichts-, Kontroll- und 



Disziplinarbefugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von 
Organisationsuntersuchungen für den Verantwortlichen oder für die 
Wahrung oder Wiederherstellung der Sicherheit und Funktionsfähigkeit 
eines informationstechnischen Systems durch das Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik erforderlich ist. Das gilt auch für die  

Veränderung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch 
den Verantwortlichen, soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person entgegenstehen. 

(4) Sozialdaten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, 
der Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 
Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur 
für diese Zwecke verändert, genutzt und in der Verarbeitung eingeschränkt 
werden. 

(5) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Planung im 
Sozialleistungsbereich erhobene oder gespeicherte Sozialdaten dürfen von 
den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen nur für ein bestimmtes 
Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich oder 
der Planung im Sozialleistungsbereich verändert oder genutzt werden. Die 
Sozialdaten sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- 
oder Planungszweck möglich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu 
speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche 
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet 
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(6) Die Speicherung und Nutzung der Identifikationsnummer nach dem 
Identifikationsnummerngesetz ist ausschließlich zum Zweck der 
eindeutigen Zuordnung der betroffenen Person bei der Einbringung von 
Verwaltungsleitungen nach dem Onlinezugangsgesetz zulässig sowie zur 
Qualitätssicherung nach $ 10 des Identifikationsnummerngesetzes und zur 
Erfüllung der Aufgaben nach § 2 des Identifikationsnummerngesetzes. 

§ 67d SGB X Übermittlungsgrundsätze 

werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben nur zusammengeführt 

werden, soweit der Forschungs- oder Planungszweck dies erfordert. 

(1) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Bekanntgabe von 
Sozialdaten durch ihre Weitergabe an einen Dritten oder durch die 
Einsichtnahme oder den Abruf eines Dritten von zur Einsicht oder zum 
Abruf bereitgehaltenen Daten trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die 
Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die Daten übermittelt 
werden, trägt dieser die Verantwortung für die Richtigkeit der Angaben in 
seinem Ersuchen. 

(2) Sind mit Sozialdaten, die übermittelt werden dürfen, weitere personen-
bezogene Daten der betroffenen Person oder eines Dritten so verbunden, 
dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, 
so ist die Übermittlung auch dieser Daten nur zulässig, wenn schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person oder eines Dritten an deren 
Geheimhaltung nicht überwiegen; eine Veränderung oder Nutzung dieser 
Daten ist unzulässig. 

(3) Die Übermittlung von Sozialdaten ist auch über Vermittlungsstellen im 
Rahmen einer Auftragsverarbeitung zulässig. 

§ 67e SGB X Erhebung und Übermittlung zur Bekämpfung von 
Leistungsmissbrauch und illegaler Ausländerbeschäftigung 

Bei der Prüfung nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes oder 
nach § 28p des Vierten Buches darf bei der überprüften Person zusätzlich 
erfragt werden, 

1. ob und welche Art von Sozialleistungen nach diesem Gesetzbuch 
oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sie bezieht 
und von welcher Stelle sie diese Leistungen bezieht, 

2. bei welcher Krankenkasse sie versichert oder ob sie als Selbständige 
tätig ist, 

3. ob und welche Art von Beiträgen nach diesem Gesetzbuch sie 
abführt und 

4. ob und welche ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 



sie mit einer für ihre Tätigkeit erforderlichen Genehmigung und nicht 
zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt. 

Zu Prüfzwecken dürfen die Antworten auf Fragen nach Satz 1 Nummer 1 
an den jeweils zuständigen Leistungsträger und nach Satz 1 Nummer 2 bis 
4 an die jeweils zuständige Einzugsstelle und die Bundesagentur für Arbeit 
übermittelt werden. Der Empfänger hat die Prüfung unverzüglich 
durchzuführen. 

§ 68 SGB X Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden, der 
Staatsanwaltschaften, Gerichte und der Behörden der Gefahren-
abwehr 

(1) Zur Erfüllung von Aufgaben der Polizeibehörden, der Staats-
anwaltschaften und Gerichte, der Behörden der Gefahrenabwehr und der 
Justizvollzugsanstalten dürfen im Einzelfall auf Ersuchen Name, Vorname, 
Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige Anschrift der betroffenen Person, ihr 
derzeitiger oder zukünftiger Aufenthaltsort sowie Namen, Vornamen oder 
Firma und Anschriften ihrer derzeitigen Arbeitgeber übermittelt werden, 
soweit kein Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch schutzwürdige 

Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden, und wenn das 
Ersuchen nicht länger als sechs Monate zurückliegt. Die ersuchte Stelle ist 
über § 4 Absatz 3 hinaus zur Übermittlung auch dann nicht verpflichtet, 
wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf andere Weise 
beschaffen kann. Satz 2 findet keine Anwendung, wenn das 
Amtshilfeersuchen zur Durchführung einer Vollstreckung nach § 66 
erforderlich ist. 
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(1a) Zu dem in § 7 Absatz 3 des Internationalen Familienrechts-
verfahrensgesetzes bezeichneten Zweck ist es zulässig, der in dieser 
Vorschrift bezeichneten Zentralen Behörde auf Ersuchen im Einzelfall den 
derzeitigen Aufenthalt der betroffenen Person zu übermitteln, soweit kein 
Grund zur Annahme besteht, dass dadurch schutzwürdige Interessen der 

betroffenen Person beeinträchtigt werden. 

(2) Über das Übermittlungsersuchen entscheidet der Leiter oder die Leiterin 
der ersuchten Stelle, dessen oder deren allgemeiner Stellvertreter oder 
allgemeine Stellvertreterin oder eine besonders bevollmächtigte 
bedienstete Person. 

(3) Eine Übermittlung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Sozialdaten, von 
Angaben zur Staats- und Religionsangehörigkeit, früherer Anschriften der 
betroffenen Personen, von Namen und Anschriften früherer Arbeitgeber der 
betroffenen Personen sowie von Angaben über an betroffene Personen 
erbrachte oder demnächst zu erbringende Geldleistungen ist zulässig, 
soweit sie zur Durchführung einer nach Bundes- oder Landesrecht 
zulässigen Rasterfahndung erforderlich ist. Die Verantwortung für die 
Zulässigkeit der Übermittlung trägt abweichend von § 67d Absatz 1 Satz 1 
der Dritte, an den die Daten übermittelt werden. Die übermittelnde Stelle 
prüft nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des 
Dritten liegt, an den die Daten übermittelt werden, es sei denn, dass 
besonderer Anlass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. 

§ 69 SGB X Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 

1. für die Erfüllung der Zwecke, für die sie erhoben worden sind, oder 
für die Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der übermittelnden Stelle 
nach diesem Gesetzbuch oder einer solchen Aufgabe des Dritten, an 
den die Daten übermittelt werden, wenn er eine in § 35 des Ersten 
Buches genannte Stelle ist, 

2. für die Durchführung eines mit der Erfüllung einer Aufgabe nach 
Nummer 1 zusammenhängenden gerichtlichen Verfahrens 
einschließlich eines Strafverfahrens oder 

3. für die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen der 
betroffenen Person im Zusammenhang mit einem Verfahren über die 
Erbringung von Sozialleistungen; die Übermittlung bedarf der 
vorherigen Genehmigung durch die zuständige oberste Bundes- oder 



Landesbehörde. 

(2) Für die Erfüllung einer gesetzlichen oder sich aus einem Tarifvertrag 
ergebenden Aufgabe sind den in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stellen gleichgestellt 

1. die Stellen, die Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
dem Bundesentschädigungsgesetz, dem Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz, dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, dem 
Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen, 
dem Unterhaltssicherungsgesetz, dem Beamtenversorgungsgesetz 
und den Vorschriften, die auf das Beamtenversorgungsgesetz 
verweisen, dem Soldatenversorgungsgesetz, dem Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetz und den Vorschriften der Länder 
über die Gewährung von Blinden- und Pflegegeldleistungen zu 
erbringen haben, 

2. die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne 
des § 4 Absatz 2 des Tarifvertragsgesetzes, die Zusatzversorgungs-
einrichtungen des öffentlichen Dienstes und die öffentlich-rechtlichen 
Zusatzversorgungseinrichtungen, 

3. die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes, soweit sie kindergeld-
abhängige Leistungen des Besoldungs-, Versorgungs- und Tarif-
rechts unter Verwendung von personenbezogenen Kindergelddaten 
festzusetzen haben. 

(3) Die Übermittlung von Sozialdaten durch die Bundesagentur für Arbeit 
an die Krankenkassen ist zulässig, soweit sie erforderlich ist, den 
Krankenkassen die Feststellung der Arbeitgeber zu ermöglichen, die am 
Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen nach dem Aufwendungs-
ausgleichsgesetz teilnehmen. 
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(4) Die Krankenkassen sind befugt, einem Arbeitgeber mitzuteilen, ob die 
Fortdauer einer Arbeitsunfähigkeit oder eine erneute Arbeitsunfähigkeit 
eines Arbeitnehmers auf derselben Krankheit beruht; die Übermittlung von 

Diagnosedaten an den Arbeitgeber ist nicht zulässig. 

§ 70 SGB X Übermittlung für die Durchführung des Arbeitsschutzes 

(5) Die Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig für die Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben der Rechnungshöfe und der anderen Stellen, auf 
die § 67c Absatz 3 Satz 1 Anwendung findet. 

Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben der für den Arbeitsschutz zuständigen staatlichen 
Behörden oder der Bergbehörden bei der Durchführung des Arbeits-
schutzes erforderlich ist und schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person nicht beeinträchtigt werden oder das öffentliche Interesse an der 
Durchführung des Arbeitsschutzes das Geheimhaltungsinteresse der 
betroffenen Person erheblich überwiegt. 

§ 71 SGB X Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzlicher 
Pflichten und Mitteilungsbefugnisse 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 
für die Erfüllung der gesetzlichen Mitteilungspflichten 

1. zur Abwendung geplanter Straftaten nach § 138 des 
Strafgesetzbuches, 

2. zum Schutz der öffentlichen Gesundheit nach § 8 des 
Infektionsschutzgesetzes, 

3. zur Sicherung des Steueraufkommens nach § 22a des 
Einkommensteuergesetzes und den §§ 93, 97, 105, 111 Absatz 1 
und 5, § 116 der Abgabenordnung und § 32b Absatz 3 des 
Einkommensteuergesetzes, soweit diese Vorschriften unmittelbar 
anwendbar sind, und zur Mitteilung von Daten der ausländischen 
Unternehmen, die auf Grund bilateraler Regierungsvereinbarungen 
über die Beschäftigung von Arbeitnehmern zur Ausführung von 
Werkverträgen tätig werden, nach § 93a der Abgabenordnung, 

4. zur Gewährung und Prüfung des Sonderausgabenabzugs nach § 10 
des Einkommensteuergesetzes, 



5. zur Überprüfung der Voraussetzungen für die Einziehung der 
Ausgleichszahlungen und für die Leistung von Wohngeld nach 
§ 33 des Wohngeldgesetzes, 

6. zur Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung nach 
dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, 

7. zur Mitteilung in das Gewerbezentralregister und das Wettbewerbs-
register einzutragender Tatsachen an die Registerbehörde, 

8. zur Erfüllung der Aufgaben der statistischen Ämter der Länder und 
des Statistischen Bundesamtes gemäß § 3 Absatz 1 des Statistik-
registergesetzes zum Aufbau und zur Führung des Statistikregisters, 

9. zur Aktualisierung des Betriebsregisters nach § 97 Absatz 5 des 
Agrarstatistikgesetzes, 

10. zur Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung Bund 
als zentraler Stelle nach § 22a und § 91 Absatz 1 Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes, 

11. zur Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See, soweit sie bei geringfügig Beschäftigten 
Aufgaben nach dem Einkommensteuergesetz durchführt, 

12. zur Erfüllung der Aufgaben des Statistischen Bundesamtes nach § 5a 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 des Bundesstatistikgesetzes 
sowie nach § 7 des Registerzensurerprobungsgesetzes zum Zwecke 
der Entwicklung von Verfahren für die zulässige Zuordnung von 
Personendatensätzen aus ihren Datenbeständen und von Verfahren 
der Qualitätssicherung eines Registerzensus, 

13. nach § 58 des Energiefinanzierungsgesetzes zur Berechnung der 
Bruttowertschöpfung im Verfahren der Besonderen 
Ausgleichsregelung, 

14. nach § 6 Absatz 3 des Wohnungslosenberichterstattungsgesetzes für 
die Erhebung über wohnungslose Personen, 
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15. nach § 4 des Sozialdienstleister-Einsatzgesetzes für die Feststellung 
des nachträglichen Erstattungsanspruchs oder 

16. nach § 5 Absatz 1 des Rentenübersichtsgesetzes zur Erfüllung der 
Aufgaben der Zentralen Stelle für die Digitale Rentenübersicht. 

Erklärungspflichten als Drittschuldner, welche das Vollstreckungsrecht 
vorsieht, werden durch Bestimmungen dieses Gesetzbuches nicht berührt. 
Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist für 
die Erfüllung der gesetzlichen Pflichten zur Sicherung und Nutzung von 
Archivgut nach § 1 Nummer 8 und 9, § 3 Absatz 4, nach den §§ 5 bis 7 
sowie nach den §§ 10 bis 13 des Bundesarchivgesetzes oder nach 
entsprechenden gesetzlichen Vorschriften der Länder, die die Schutzfristen 
dieses Gesetzes nicht unterschreiten. Eine Übermittlung von Sozialdaten 
ist auch zulässig, soweit sie erforderlich ist, Meldebehörden nach § 6 
Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes über konkrete Anhaltspunkte für die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit von diesen auf Grund Melderechts 
übermittelter Daten zu unterrichten. Zur Überprüfung des Anspruchs auf 
Kindergeld ist die Übermittlung von Sozialdaten gemäß § 68 Absatz 7 des 
Einkommensteuergesetzes an die Familienkassen zulässig. Eine 
Übermittlung von Sozialdaten ist auch zulässig, soweit sie zum Schutz des 
Kindeswohls nach § 4 Absatz 1 und 5 des Gesetzes zur Kooperation und 
Information im Kinderschutz erforderlich ist. Eine Übermittlung von 
Sozialdaten ist zulässig, soweit sie für die Qualitätssicherung nach § 10 
des Identifikationsnummerngesetzes erforderlich ist. 

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten eines Ausländers ist auch zulässig, 
soweit sie erforderlich ist 

1. im Einzelfall auf Ersuchen der mit der Ausführung des Aufenthalts-
gesetzes betrauten Behörden nach § 87 Absatz 1 des Aufenthalts-
gesetzes mit der Maßgabe, dass über die Angaben nach § 68 hinaus 
nur mitgeteilt werden können 

 a) für die Entscheidung über den Aufenthalt des Ausländers oder 



eines Familienangehörigen des Ausländers Daten über die 
Gewährung oder Nichtgewährung von Leistungen, Daten über 
frühere und bestehende Versicherungen und das 
Nichtbestehen einer Versicherung, 

 b) für die Entscheidung über den Aufenthalt oder über die 
ausländerrechtliche Zulassung oder Beschränkung einer 
Erwerbstätigkeit des Ausländers Daten über die Zustimmung 
nach § 4 Absatz 2 Satz 1, § 16a Absatz 1 Satz 1 und § 18 
Absatz 2 Nummer 2 des Aufenthaltsgesetzes, 

 c) für eine Entscheidung über den Aufenthalt des Ausländers 
Angaben darüber, ob die in § 54 Absatz 2 Nummer 4 des 
Aufenthaltsgesetzes bezeichneten Voraussetzungen vorliegen, 
und 

 d) durch die Jugendämter für die Entscheidung über den weiteren 
Aufenthalt oder die Beendigung des Aufenthalts eines 
Ausländers, bei dem ein Ausweisungsgrund nach den §§ 53 bis 
56 des Aufenthaltsgesetzes vorliegt, Angaben über das zu 
erwartende soziale Verhalten, 

2. für die Erfüllung der in § 87 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes 
bezeichneten Mitteilungspflichten, 

3. für die Erfüllung der in § 99 Absatz 1 Nummer 14 Buchstabe d, f und j 
des Aufenthaltsgesetzes bezeichneten Mitteilungspflichten, wenn die 
Mitteilung die Erteilung, den Widerruf oder Beschränkungen der 
Zustimmung nach § 4 Absatz 2 Satz 1, § 16a Absatz 1 Satz 1 und 
§ 18 Absatz 2 Nummer 2 des Aufenthaltsgesetzes oder eines 
Versicherungsschutzes oder die Gewährung von Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch betrifft, 

4. für die Erfüllung der in § 6 Absatz 1 Nummer 8 in Verbindung mit 
Absatz 2 Nummer 6 des Gesetzes über das Ausländerzentralregister 
bezeichneten Mitteilungspflichten, 

5. für die Erfüllung der in § 32 Absatz 1 Satz 1 und 2 des 

Staatsangehörigkeitsgesetzes bezeichneten Mitteilungspflichten oder 

6. für die Erfüllung der nach § 8 Absatz 1c des Asylgesetzes 
bezeichneten Mitteilungspflichten der Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende. 
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Daten über die Gesundheit eines Ausländers dürfen nur übermittelt 
werden, 

1. wenn der Ausländer die öffentliche Gesundheit gefährdet und 
besondere Schutzmaßnahmen zum Ausschluss der Gefährdung nicht 
möglich sind oder von dem Ausländer nicht eingehalten werden oder 

2. soweit sie für die Feststellung erforderlich sind, ob die Voraus-
setzungen des § 54 Absatz 2 Nummer 4 des Aufenthaltsgesetzes 
vorliegen. 

(2a) Eine Übermittlung personenbezogener Daten eines Leistungs-
berechtigten nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes ist zulässig, 
soweit sie für die Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
erforderlich ist. 

(3) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit es nach 
pflichtgemäßem Ermessen eines Leistungsträgers erforderlich ist, dem 
Betreuungsgericht die Bestellung eines Betreuers oder eine andere 
Maßnahme in Betreuungssachen zu ermöglichen. § 9 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes gilt entsprechend. Eine Übermittlung von 
Sozialdaten ist auch zulässig, soweit sie im Einzelfall für die Erfüllung der 
Aufgaben der Betreuungsbehörden nach § 8 des Betreuungsorganisations-
gesetzes erforderlich ist. 

(4) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist außerdem zulässig, soweit sie im 
Einzelfall für die rechtmäßige Erfüllung der in der Zuständigkeit der 
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen liegenden Aufgaben 
nach § 28 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Geldwäschegesetzes 
erforderlich ist. Die Übermittlung ist auf Angaben über Name, Vorname 



sowie früher geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige und 
frühere Anschriften der betroffenen Person sowie Namen und Anschriften 
seiner derzeitigen und früheren Arbeitgeber beschränkt. 

§ 72 SGB X Übermittlung für den Schutz der inneren und äußeren 
Sicherheit 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie im Einzelfall 
für die rechtmäßige Erfüllung der in der Zuständigkeit der Behörden für 
Verfassungsschutz, des Bundesnachrichtendienstes, des Militärischen 
Abschirmdienstes und des Bundeskriminalamtes liegenden Aufgaben 
erforderlich ist. Die Übermittlung ist auf Angaben über Name und Vorname 
sowie früher geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige und 
frühere Anschriften der betroffenen Person sowie Namen und Anschriften 
ihrer derzeitigen und früheren Arbeitgeber beschränkt. 

(2) Über die Erforderlichkeit des Übermittlungsersuchens entscheidet eine 
von dem Leiter oder der Leiterin der ersuchenden Stelle bestimmte 
beauftragte Person, die die Befähigung zum Richteramt haben soll. Wenn 
eine oberste Bundes- oder Landesbehörde für die Aufsicht über die 
ersuchende Stelle zuständig ist, ist sie über die gestellten Übermittlungs-
ersuchen zu unterrichten. Bei der ersuchten Stelle entscheidet über das 
Übermittlungsersuchen der Behördenleiter oder die Behördenleiterin oder 
dessen oder deren allgemeiner Stellvertreter oder allgemeine 
Stellvertreterin. 

§ 73 SGB X Übermittlung für die Durchführung eines Strafverfahrens 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie zur 
Durchführung eines Strafverfahrens wegen eines Verbrechens oder wegen 
einer sonstigen Straftat von erheblicher Bedeutung erforderlich ist. 

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten zur Durchführung eines 
Strafverfahrens wegen einer anderen Straftat ist zulässig, soweit die 
Übermittlung auf die in § 72 Absatz 1 Satz 2 genannten Angaben und die 
Angaben über erbrachte oder demnächst zu erbringende Geldleistungen 
beschränkt ist. 

(3) Die Übermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ordnet der Richter oder 
die Richterin an. 

§ 74 SGB X Übermittlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht und 
beim Versorgungsausgleich 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 

1. für die Durchführung 
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 a) eines gerichtlichen Verfahrens oder eines Vollstreckungs-
verfahrens wegen eines gesetzlichen oder vertraglichen 
Unterhaltsanspruchs oder eines an seine Stelle getretenen 
Ersatzanspruchs oder 

 b) eines Verfahrens über den Versorgungsausgleich nach § 220 
des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder 

2. für die Geltendmachung 

 a) eines gesetzlichen oder vertraglichen Unterhaltsanspruchs 
außerhalb eines Verfahrens nach Nummer 1 Buchstabe a, 
soweit die betroffene Person nach den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts, insbesondere nach § 1605 oder nach 
§ 1361 Absatz 4 Satz 4, § 1580 Satz 2, § 1615a oder § 1615l 
Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 1605 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, zur Auskunft verpflichtet ist, oder 

 b) eines Ausgleichsanspruchs im Rahmen des Versorgungs-
ausgleichs außerhalb eines Verfahrens nach Nummer 1 
Buchstabe b, soweit die betroffene Person nach § 4 Absatz 1 
des Versorgungsausgleichsgesetzes zur Auskunft verpflichtet 
ist, oder 

3. für die Anwendung der Öffnungsklausel des § 22 Nummer 1 Satz 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Satz 2 des Einkommensteuer-



gesetzes auf eine im Versorgungsausgleich auf die ausgleichs-
berechtigte Person übertragene Rentenanwartschaft, soweit die 
ausgleichspflichtige Person nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb Satz 2 des Einkommensteuergesetzes in 
Verbindung mit § 4 Absatz 1 des Versorgungsausgleichsgesetzes zur 
Auskunft verpflichtet ist. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 ist eine Übermittlung nur 
zulässig, wenn die auskunftspflichtige Person ihre Pflicht, nachdem sie 
unter Hinweis auf die in diesem Buch enthaltene Übermittlungsbefugnis der 
in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen gemahnt wurde, innerhalb 
angemessener Frist nicht oder nicht vollständig erfüllt hat. Diese Stellen 
dürfen die Anschrift der auskunftspflichtigen Person zum Zwecke der 
Mahnung übermitteln. 

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten durch die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung und durch die Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende ist auch zulässig, soweit sie für die Erfüllung der nach § 5 
des Auslandsunterhaltsgesetzes der zentralen Behörde (§ 4 des 
Auslandsunterhaltsgesetzes) obliegenden Aufgaben und zur Erreichung 
der in den §§ 16 und 17 des Auslandsunterhaltsgesetzes bezeichneten 
Zwecke erforderlich ist. 

§ 74a SGB X Übermittlung zur Durchsetzung öffentlich-rechtlicher 
Ansprüche und im Vollstreckungsverfahren 

(1) Zur Durchsetzung von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen dürfen im 
Einzelfall auf Ersuchen Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, 
derzeitige Anschrift der betroffenen Person, ihr derzeitiger oder zukünftiger 
Aufenthaltsort sowie Namen, Vornamen oder Firma und Anschriften ihrer 
derzeitigen Arbeitgeber übermittelt werden, soweit kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass dadurch schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person beeinträchtigt werden, und wenn das Ersuchen nicht länger als 
sechs Monate zurückliegt. Die ersuchte Stelle ist über § 4 Absatz 3 hinaus 
zur Übermittlung auch dann nicht verpflichtet, wenn sich die ersuchende 
Stelle die Angaben auf andere Weise beschaffen kann. Satz 2 findet keine 
Anwendung, wenn das Amtshilfeersuchen zur Durchführung einer 

Vollstreckung nach § 66 erforderlich ist. 

(2) Zur Durchführung eines Vollstreckungsverfahrens dürfen die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung im Einzelfall auf Ersuchen des 
Gerichtsvollziehers die derzeitige Anschrift der betroffenen Person, ihren 
derzeitigen oder zukünftigen Aufenthaltsort sowie Namen, Vornamen oder 
Firma und Anschriften ihrer derzeitigen Arbeitgeber übermitteln, soweit kein 
Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Person beeinträchtigt werden, und das Ersuchen nicht 
länger als sechs Monate zurückliegt. Die Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung sind über § 4 Absatz 3 hinaus zur Übermittlung auch 
dann nicht verpflichtet, wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf 
andere Weise beschaffen kann. Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn 
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1. die Ladung zu dem Termin zur Abgabe der Vermögensauskunft an 
den Schuldner nicht zustellbar ist und 

 a) die Anschrift, unter der die Zustellung ausgeführt werden sollte, 
mit der Anschrift übereinstimmt, die von einer der in § 755 
Absatz 1 und 2 der Zivilprozessordnung genannten Stellen 
innerhalb von drei Monaten vor oder nach dem Zustellungs-
versuch mitgeteilt wurde, oder 

 b) die Meldebehörde nach dem Zustellungsversuch die Auskunft 
erteilt, dass ihr keine derzeitige Anschrift des Schuldners 
bekannt ist, oder 

 c) die Meldebehörde innerhalb von drei Monaten vor Erteilung des 
Vollstreckungsauftrags die Auskunft erteilt hat, dass ihr keine 
derzeitige Anschrift des Schuldners bekannt ist, 

2. der Schuldner seiner Pflicht zur Abgabe der Vermögensauskunft in 
dem dem Ersuchen zugrundeliegenden Vollstreckungsverfahren nicht 
nachkommt, 

3. bei einer Vollstreckung in die in der Vermögensauskunft aufgeführten 



Vermögensgegenstände eine vollständige Befriedigung des 
Gläubigers voraussichtlich nicht zu erwarten ist oder 

4. die Anschrift oder der derzeitige oder zukünftige Aufenthaltsort des 
Schuldners trotz Anfrage bei der Meldebehörde nicht bekannt ist. 

Der Gerichtsvollzieher hat in seinem Ersuchen zu bestätigen, dass diese 
Voraussetzungen vorliegen. Das Ersuchen und die Auskunft sind 
elektronisch zu übermitteln. 

(3) Ersucht ein Insolvenzgericht nach § 98 Absatz 1a der Insolvenzordnung 
die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung um Übermittlung des 
Namens und der Vornamen oder der Firma sowie der Anschrift der 
derzeitigen Arbeitgeber der betroffenen Person, so dürfen die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung diese Daten vorbehaltlich der Sätze 2 bis 
4 im Einzelfall übermitteln, wenn versicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse der betroffenen Person vorliegen. Eine Übermittlung nach 
Satz 1 ist nur dann zulässig, wenn 

1. eine Aufforderung zur Auskunftserteilung nach § 97 Absatz 1 der 
Insolvenzordnung nicht zustellbar ist und 

 a) die Anschrift, unter der die Zustellung ausgeführt werden sollte, 
mit der Anschrift übereinstimmt, die von einer der in § 755 
Absatz 1 und 2 der Zivilprozessordnung genannten Stellen 
innerhalb von drei Monaten vor oder nach dem Zustellungs-
versuch mitgeteilt wurde, oder 

 b) die Meldebehörde nach dem Zustellungsversuch die Auskunft 
erteilt, dass ihr keine derzeitige Anschrift des Schuldners 
bekannt ist, oder 

 c) die Meldebehörde innerhalb von drei Monaten vor der 
Aufforderung zur Auskunftserteilung die Auskunft erteilt hat, 
dass ihr keine derzeitige Anschrift des Schuldners bekannt ist; 

2. der Schuldner seiner Auskunftspflicht nach § 97 der Insolvenz-
ordnung nicht nachkommt oder 

3. dies aus anderen Gründen zur Erreichung der Zwecke des 
Insolvenzverfahrens erforderlich erscheint. 

Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung sind zur Übermittlung 
nicht verpflichtet, wenn sich das Insolvenzgericht die Angaben auf andere 
Weise beschaffen kann oder wenn Grund zu der Annahme besteht, dass 
durch die Übermittlung schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigt werden; § 4 Absatz 3 bleibt unberührt. Das Insolvenzgericht 
hat in seinem Ersuchen zu bestätigen, dass die Voraussetzungen des 
Satzes 2 vorliegen. Das Ersuchen und die Auskunft sind elektronisch zu 
übermitteln. 

§ 75 SGB X Übermittlung von Sozialdaten für die Forschung und 
Planung 

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist 
für ein bestimmtes Vorhaben 

1. der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich oder der 
wissenschaftlichen Arbeitsmarkt- und Berufsforschung oder 

2. der Planung im Sozialleistungsbereich durch eine öffentliche Stelle im 
Rahmen ihrer Aufgaben 

und schutzwürdige Interessen der betroffenen Person nicht beeinträchtigt 
werden oder das öffentliche Interesse an der Forschung oder Planung das 
Geheimhaltungsinteresse der betroffenen Person erheblich überwiegt. Eine 
Übermittlung ohne Einwilligung der betroffenen Person ist nicht zulässig, 
soweit es zumutbar ist, ihre Einwilligung einzuholen. Angaben über den 
Namen und Vornamen, die Anschrift, die Telefonnummer sowie die für die 
Einleitung eines Vorhabens nach Satz 1 zwingend erforderlichen 
Strukturmerkmale der betroffenen Person können für Befragungen auch 
ohne Einwilligungen übermittelt werden. Der nach Absatz 4 Satz 1 
zuständigen Behörde ist ein Datenschutzkonzept vorzulegen. 

(2) Ergibt sich aus dem Vorhaben nach Absatz 1 Satz 1 eine Forschungs-
frage, die in einem inhaltlichen Zusammenhang mit diesem steht, können 
hierzu auf Antrag die Frist nach Absatz 4 Satz 5 Nummer 4 zur 



Verarbeitung der erforderlichen Sozialdaten verlängert oder eine neue Frist 
festgelegt und weitere erforderliche Sozialdaten übermittelt werden. 

(3) Soweit nach Absatz 1 oder 2 besondere Kategorien von Daten im Sinne 
von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 an einen Dritten 
übermittelt oder nach Absatz 4a von einem Dritten verarbeitet werden, sieht 
dieser bei der Verarbeitung angemessene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Interessen der betroffenen Person gemäß § 22 Absatz 2 
Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes vor. Ergänzend zu den dort 
genannten Maßnahmen sind die besonderen Kategorien von Daten im 
Sinne des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zu 
anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungszweck möglich ist. 

(4) Die Übermittlung nach Absatz 1 und die weitere Verarbeitung, 
einschließlich einer Verarbeitung von Sozialdaten mit weiteren Daten, 
sowie die Übermittlung nach Absatz 2 bedürfen der vorherigen 
Genehmigung durch die oberste Bundes- oder Landesbehörde, die für den 
Bereich, aus dem die Daten herrühren, zuständig ist. Die oberste 
Bundesbehörde kann das Genehmigungsverfahren bei Anträgen von 
Versicherungsträgern nach § 1 Absatz 1 Satz 1 des Vierten Buches oder 
von deren Verbänden auf das Bundesversicherungsamt übertragen. Eine 
Übermittlung von Sozialdaten an eine nicht-öffentliche Stelle und eine 
weitere Verarbeitung durch diese nach Absatz 2 darf nur genehmigt 
werden, wenn sich die nicht-öffentliche Stelle gegenüber der 
Genehmigungsbehörde verpflichtet hat, die Daten nur für den 
vorgesehenen Zweck zu verarbeiten. Die Genehmigung darf im Hinblick auf 
die Wahrung des Sozialgeheimnisses nur versagt werden, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1, 2 oder 4a nicht vorliegen. Sie muss 

1. den Dritten, an den die Daten übermittelt werden, 

2. die Art der zu übermittelnden Sozialdaten und den Kreis der 
betroffenen Personen, 

3. die wissenschaftliche Forschung oder die Planung, zu der die 
übermittelten Sozialdaten verwendet werden dürfen, und 

4. den Tag, bis zu dem die übermittelten Sozialdaten verarbeitet werden 
dürfen, 

genau bezeichnen und steht auch ohne besonderen Hinweis unter dem 
Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer 
Auflage. Nach Ablauf der Frist nach Satz 5 Nummer 4 können die 
verarbeiteten Daten bis zu zehn Jahre lang gespeichert werden, um eine 
Nachprüfung der Forschungsergebnisse auf der Grundlage der 
ursprünglichen Datenbasis sowie eine Verarbeitung für weitere 
Forschungsvorhaben nach Absatz 2 zu ermöglichen. 

(4a) Ergänzend zur Übermittlung von Sozialdaten zu einem bestimmten 
Forschungsvorhaben nach Absatz 1 Satz 1 kann die Verarbeitung dieser 
Sozialdaten auch für noch nicht bestimmte, aber inhaltlich zusammen-
hängende Forschungsvorhaben des gleichen Forschungsbereiches 
beantragt werden. Die Genehmigung ist unter den Voraussetzungen des  
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Absatzes 4 zu erteilen, wenn sich der Datenempfänger gegenüber der 
genehmigenden Stelle verpflichtet, auch bei künftigen Forschungsvorhaben 
im Forschungsbereich die Genehmigungsvoraussetzungen einzuhalten.  

Die nach Absatz 4 Satz 1 zuständige Behörde kann vom Antragsteller die 
Vorlage einer unabhängigen Begutachtung des Datenschutzkonzeptes 
verlangen. Der Antragsteller ist verpflichtet, der nach Absatz 4 Satz 1 
zuständigen Behörde jedes innerhalb des genehmigten Forschungs-
bereiches vorgesehene Forschungsvorhaben vor dessen Beginn 
anzuzeigen und dabei die Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen 
darzulegen. Mit dem Forschungsvorhaben darf acht Wochen nach Eingang 
der Anzeige bei der Genehmigungsbehörde begonnen werden, sofern nicht 
die Genehmigungsbehörde vor Ablauf der Frist mitteilt, dass für das ange-
zeigte Vorhaben ein gesondertes Genehmigungsverfahren erforderlich ist. 

(5) Wird die Verarbeitung von Sozialdaten nicht-öffentlichen Stellen 
genehmigt, hat die genehmigende Stelle durch Auflagen sicherzustellen, 
dass die der Genehmigung durch Absatz 1, 2 und 4a gesetzten Grenzen 



beachtet werden. 

(6) Ist der Dritte, an den Sozialdaten übermittelt werden, eine nicht-
öffentliche Stelle, unterliegt dieser der Aufsicht der gemäß § 40 Absatz 1 
des Bundesdatenschutzgesetzes zuständigen Behörde. 

§ 76 SGB X Einschränkung der Übermittlungsbefugnis bei besonders 
schutzwürdigen Sozialdaten 

(1) Die Übermittlung von Sozialdaten, die einer in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stelle von einem Arzt oder einer Ärztin oder einer anderen in 
§ 203 Absatz 1 und 4 des Strafgesetzbuches genannten Person zugänglich 
gemacht worden sind, ist nur unter den Voraussetzungen zulässig, unter 
denen diese Person selbst übermittlungsbefugt wäre.  

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. im Rahmen des § 69 Absatz 1 Nummer 1 und 2 für Sozialdaten, die 
im Zusammenhang mit einer Begutachtung wegen der Erbringung 
von Sozialleistungen oder wegen der Ausstellung einer 
Bescheinigung übermittelt worden sind, es sei denn, dass die 
betroffene Person der Übermittlung widerspricht; die betroffene 
Person ist von dem Verantwortlichen zu Beginn des Verwaltungs-
verfahrens in allgemeiner Form schriftlich oder elektronisch auf das 
Widerspruchsrecht hinzuweisen, 

1a. im Rahmen der Geltendmachung und Durchsetzung sowie Abwehr 
eines Erstattungs- oder Ersatzanspruchs, 

2. im Rahmen des § 69 Absatz 4 und 5 und des § 71 Absatz 1 Satz 3, 

3. im Rahmen des § 94 Absatz 2 Satz 2 des Elften Buches. 

(3) Ein Widerspruchsrecht besteht nicht in den Fällen des § 275 Absatz 1 
bis 3 und 3b, des § 275c Absatz 1 und des § 275d Absatz 1 des Fünften 
Buches, soweit die Daten durch Personen nach Absatz 1 übermittelt 
werden. 

§ 77 SGB X Übermittlung ins Ausland und an internationale 

Organisationen 

(1) Die Übermittlung von Sozialdaten an Personen oder Stellen in anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie in diesen nach § 35 
Absatz 7 des Ersten Buches gleichgestellten Staaten ist zulässig, soweit 

1. dies für die Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der in § 35 des 
Ersten Buches genannten übermittelnden Stelle nach diesem 
Gesetzbuch oder zur Erfüllung einer solchen Aufgabe von 
ausländischen Stellen erforderlich ist, soweit diese Aufgaben 
wahrnehmen, die denen der in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stellen entsprechen, 

2. die Voraussetzungen des § 69 Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 
oder des § 70 oder einer Übermittlungsvorschrift nach dem 
Dritten Buch oder dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz vorliegen 
und die Aufgaben der ausländischen Stelle den in diesen Vorschriften 
genannten entsprechen, 

3. die Voraussetzungen des § 74 vorliegen und die gerichtlich geltend 
gemachten Ansprüche oder die Rechte des Empfängers den in dieser 
Vorschrift genannten entsprechen oder 
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4. die Voraussetzungen des § 73 vorliegen; für die Anordnung einer 
Übermittlung nach § 73 ist ein inländisches Gericht zuständig. 

Die Übermittlung von Sozialdaten unterbleibt, soweit sie zu den in Artikel 6 
des Vertrages über die Europäische Union enthaltenen Grundsätzen in 
Widerspruch stünde. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Übermittlung an Personen oder 
Stellen in einem Drittstaat sowie an internationale Organisationen, wenn 
deren angemessenes Datenschutzniveau durch Angemessenheits-
beschluss gemäß Artikel 45 der Verordnung (EU) 2016/679 festgestellt 
wurde. 

(3) Liegt kein Angemessenheitsbeschluss vor, ist eine Übermittlung von 



Sozialdaten an Personen oder Stellen in einem Drittstaat oder an 
internationale Organisationen abweichend von Artikel 46 Absatz 2 
Buchstabe a und Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe g der 
Verordnung (EU) 2016/679 unzulässig. Eine Übermittlung aus wichtigen 
Gründen des öffentlichen Interesses nach Artikel 49 Absatz 1 
Unterabsatz 1 Buchstabe d und Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/679 
liegt nur vor, wenn 

1. die Übermittlung in Anwendung zwischenstaatlicher Übereinkommen 
auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit erfolgt, oder 

2. soweit die Voraussetzungen des § 69 Absatz 1 Nummer 1 und 2 oder 
des § 70 vorliegen 

und soweit die betroffene Person kein schutzwürdiges Interesse an dem 
Ausschluss der Übermittlung hat. 

(4) Die Stelle, an die die Sozialdaten übermittelt werden, ist auf den Zweck 
hinzuweisen, zu dessen Erfüllung die Sozialdaten übermittelt werden. 

§ 78 SGB X Zweckbindung und Geheimhaltungspflicht eines Dritten, 
an den Daten übermittelt werden 

(1) Personen oder Stellen, die nicht in § 35 des Ersten Buches genannt und 
denen Sozialdaten übermittelt worden sind, dürfen diese nur zu dem Zweck 
verarbeiten, zu dem sie ihnen befugt übermittelt worden sind. Eine 
Übermittlung von Sozialdaten nach den §§ 68 bis 77 oder nach einer 
anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch an eine nicht-öffentliche 
Stelle auf deren Ersuchen hin ist nur zulässig, wenn diese sich gegenüber 
der übermittelnden Stelle verpflichtet hat, die Daten nur für den Zweck zu 
verarbeiten, zu dem sie ihr übermittelt werden. Die Dritten haben die Daten 
in demselben Umfang geheim zu halten wie die in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stellen. Sind Sozialdaten an Gerichte oder Staatsanwalt-
schaften übermittelt worden, dürfen diese gerichtliche Entscheidungen, die 
Sozialdaten enthalten, weiter übermitteln, wenn eine in § 35 des 
Ersten Buches genannte Stelle zur Übermittlung an den weiteren Dritten 
befugt wäre. Abweichend von Satz 4 ist eine Übermittlung nach § 115 des 

Bundesbeamtengesetzes und nach Vorschriften, die auf diese Vorschrift 
verweisen, zulässig. Sind Sozialdaten an Polizeibehörden, Staatsanwalt-
schaften, Gerichte oder Behörden der Gefahrenabwehr übermittelt worden, 
dürfen diese die Daten unabhängig vom Zweck der Übermittlung sowohl für 
Zwecke der Gefahrenabwehr als auch für Zwecke der Strafverfolgung und 
der Strafvollstreckung speichern, verändern, nutzen, übermitteln, in der 
Verarbeitung einschränken oder löschen. 

(2) Werden Daten an eine nicht-öffentliche Stelle übermittelt, so sind die 
dort beschäftigten Personen, welche diese Daten speichern, verändern, 
nutzen, übermitteln, in der Verarbeitung einschränken oder löschen, von 
dieser Stelle vor, spätestens bei der Übermittlung auf die Einhaltung der 
Pflichten nach Absatz 1 hinzuweisen. 

(3) Ergibt sich im Rahmen eines Vollstreckungsverfahrens nach § 66 die 
Notwendigkeit, dass eine Strafanzeige zum Schutz des Vollstreckungs-
beamten erforderlich ist, so dürfen die zum Zweck der Vollstreckung 
übermittelten Sozialdaten auch zum Zweck der Strafverfolgung 
gespeichert, verändert, genutzt, übermittelt, in der Verarbeitung 
eingeschränkt oder gelöscht werden, soweit dies erforderlich ist. Das 
Gleiche gilt auch für die Klärung von Fragen im Rahmen eines 
Disziplinarverfahrens. 

(4) Sind Sozialdaten an Gerichte oder Staatsanwaltschaften für die 
Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens übermittelt worden, so 
dürfen sie nach Maßgabe der §§ 476, 487 Absatz 4 der Strafprozess-
ordnung und der §§ 49b und 49c Absatz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung gespeichert, 

§ 78 SGB X „Fortsetzung“ 

verändert, genutzt, übermittelt, in der Verarbeitung eingeschränkt oder 
gelöscht werden. 

(5) Behörden der Zollverwaltung dürfen Sozialdaten, die Ihnen zum Zweck 
der Vollstreckung übermittelt worden sind, auch zum Zweck der 
Vollstreckung öffentlich-rechtlicher Ansprüche anderer Stellen als der in 



§ 35 des Ersten Buches genannten Stellen verarbeiten. 

Dritter Abschnitt. Besondere Datenverarbeitungsarten 

§ 79 SGB X Einrichtung automatisierter Verfahren auf Abruf 

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung 
von Sozialdaten durch Abruf ermöglicht, ist zwischen den in § 35 des 
Ersten Buches genannten Stellen sowie mit der Deutschen Renten-
versicherung Bund als zentraler Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 91 Absatz 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes und der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, soweit sie bei geringfügig 
Beschäftigten Aufgaben nach dem Einkommensteuergesetz durchführt, 
zulässig, soweit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Interessen der betroffenen Personen wegen der Vielzahl 
der Übermittlungen oder wegen ihrer besonderen Eilbedürftigkeit 
angemessen ist und wenn die jeweiligen Rechts- oder Fachaufsichts-
behörden die Teilnahme der unter ihrer Aufsicht stehenden Stellen 
genehmigt haben. Das Gleiche gilt gegenüber den in § 69 Absatz 2 und 3 
genannten Stellen. 

(1a) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens auf Abruf für ein 
Dateisystem der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau ist nur gegenüber den Trägern der gesetzlichen Renten-
versicherung, der Deutschen Rentenversicherung Bund als zentraler Stelle 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 91 Absatz 1 Satz 1 des Einkommen-
steuergesetzes, den Krankenkassen, der Bundesagentur für Arbeit und der 
Deutschen Post AG, soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von 
Sozialleistungen betraut ist, zulässig; dabei dürfen auch Vermittlungsstellen 
eingeschaltet werden. 

(2) Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, dass die Zulässigkeit 
des Verfahrens auf Abruf kontrolliert werden kann. Hierzu haben sie 
schriftlich oder elektronisch festzulegen: 

1. Anlass und Zweck des Verfahrens auf Abruf, 

2. Dritte, an die übermittelt wird, 

3. Art der zu übermittelnden Daten, 

4. nach Artikel 32 der Verordnung (EU) 2016/679 erforderliche 
technische und organisatorische Maßnahmen. 

(3) Über die Einrichtung von Verfahren auf Abruf ist in Fällen, in denen die 
in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen beteiligt sind, die der 
Kontrolle des oder der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit (Bundesbeauftragte) unterliegen, dieser oder diese, 
sonst die nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige 
Stelle rechtzeitig vorher unter Mitteilung der Festlegungen nach Absatz 2 
zu unterrichten. 

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt der 
Dritte, an den übermittelt wird. Die speichernde Stelle prüft die Zulässigkeit 
der Abrufe nur, wenn dazu Anlass besteht. Sie hat mindestens bei jedem 
zehnten Abruf den Zeitpunkt, die abgerufenen Daten sowie Angaben zur 
Feststellung des Verfahrens und des für den Abruf Verantwortlichen zu 
protokollieren; die protokollierten Daten sind spätestens nach sechs 
Monaten zu löschen. Wird ein Gesamtbestand von Sozialdaten abgerufen 
oder übermittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die Gewährleistung 
der Feststellung und Überprüfung nur auf die Zulässigkeit des Abrufes oder 
der Übermittlung des Gesamtbestandes. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf aus Dateisystemen, die 
mit Einwilligung der betroffenen Personen angelegt werden und die 
jedermann, sei es ohne oder nach besonderer Zulassung, zur Benutzung 
offenstehen. 

§ 80 SGB X Verarbeitung von Sozialdaten im Auftrag 

(1) Die Erteilung eines Auftrags im Sinne des Artikels 28 der Verordnung 
(EU) 2016/679 zur Verarbeitung von Sozialdaten ist nur zulässig, wenn der 
Verantwortliche seiner Rechts- oder Fachaufsichtsbehörde rechtzeitig vor 
der Auftragserteilung 

1. den Auftragsverarbeiter, die bei diesem vorhandenen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen und ergänzenden Weisungen, 



2. die Art der Daten, die im Auftrag verarbeitet werden sollen, und den 
Kreis der betroffenen Personen, 

3. die Aufgabe, zu deren Erfüllung die Verarbeitung der Daten im 
Auftrag erfolgen soll, sowie 

4. den Abschluss von etwaigen Unterauftragsverhältnissen 

schriftlich oder elektronisch anzeigt. Soll eine öffentliche Stelle mit der 
Verarbeitung von Sozialdaten beauftragt werden, hat diese rechtzeitig vor 
der Auftragserteilung die beabsichtigte Beauftragung ihrer Rechts- oder 
Fachaufsichtsbehörde schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. 

(2) Der Auftrag zur Verarbeitung von Sozialdaten darf nur erteilt werden, 
wenn die Verarbeitung im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, in einem diesem nach § 35 Absatz 7 des 
Ersten Buches gleichgestellten Staat, oder, sofern ein Angemessenheits-
beschluss gemäß Artikel 45 der Verordnung (EU) 2016/679 vorliegt, in 
einem Drittstaat oder in einer internationalen Organisation erfolgt. 

(3) Die Erteilung eines Auftrags zur Verarbeitung von Sozialdaten durch 
nicht-öffentliche Stellen ist nur zulässig, wenn 

1. beim Verantwortlichen sonst Störungen im Betriebsablauf auftreten 
können oder 

2. die übertragenen Arbeiten beim Auftragsverarbeiter erheblich 
kostengünstiger besorgt werden können. 

Dies gilt nicht, wenn Dienstleister in der Informationstechnik, deren 
absolute Mehrheit der Anteile oder deren absolute Mehrheit der Stimmen 
dem Bund oder den Ländern zusteht, mit vorheriger Genehmigung der 
obersten Dienstbehörde des Verantwortlichen beauftragt werden. 

(4) Ist der Auftragsverarbeiter eine in § 35 des Ersten Buches genannte 
Stelle, gelten neben den §§ 85 und 85a die §§ 9, 13, 14 und 16 des 
Bundesdatenschutzgesetzes. Bei den in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stellen, die nicht solche des Bundes sind, tritt anstelle des oder 
der Bundesbeauftragten insoweit die nach Landesrecht für die Kontrolle 

des Datenschutzes zuständige Stelle. Ist der Auftragsverarbeiter eine nicht-
öffentliche Stelle, unterliegt dieser der Aufsicht der gemäß § 40 des 
Bundesdatenschutzgesetzes zuständigen Behörde. 

(5) Absatz 3 gilt nicht bei Verträgen über die Prüfung oder Wartung 
automatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen durch 
andere Stellen im Auftrag, bei denen ein Zugriff auf Sozialdaten nicht 
ausgeschlossen werden kann. Die Verträge sind bei zu erwartenden oder 
bereits eingetretenen Störungen im Betriebsablauf unverzüglich der 
Rechts- oder Fachaufsichtsbehörde mitzuteilen. 

Vierter Abschnitt. Rechte der betroffenen Person, Beauftragte für den 
Datenschutz und Schlussvorschriften 

§ 81 SGB X Recht auf Anrufung, Beauftragte für den Datenschutz 

(1) Ist eine betroffene Person der Ansicht, bei der Verarbeitung ihrer 
Sozialdaten in ihren Rechten verletzt worden zu sein, kann sie sich 

1. an den Bundesbeauftragten oder die Bundesbeauftragte wenden, 
wenn sie eine Verletzung ihrer Rechte durch eine in § 35 des 
Ersten Buches genannte Stelle des Bundes bei der Wahrnehmung 
von Aufgaben nach diesem Gesetzbuch behauptet, 

2. an die nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes 
zuständige Stelle wenden, wenn sie die Verletzung ihrer Rechte 
durch eine andere in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle bei der 
Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Gesetzbuch behauptet. 

§ 81 SGB X „Fortsetzung“ 

(2) Bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Gesetzbuch gelten 
für die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen die §§ 14 bis 16 des 
Bundesdatenschutzgesetzes. Bei öffentlichen Stellen der Länder, die unter 
§ 35 des Ersten Buches fallen, tritt an die Stelle des oder der Bundes-
beauftragten die nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes 
zuständige Stelle. 

(3) Verbände und Arbeitsgemeinschaften der in § 35 des Ersten Buches 



genannten Stellen oder ihrer Verbände gelten, soweit sie Aufgaben nach 
diesem Gesetzbuch wahrnehmen und an ihnen Stellen des Bundes 
beteiligt sind, unbeschadet ihrer Rechtsform als öffentliche Stellen des 
Bundes, wenn sie über den Bereich eines Landes hinaus tätig werden, 
anderenfalls als öffentliche Stellen der Länder. Sonstige Einrichtungen der 
in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen oder ihrer Verbände gelten 
als öffentliche Stellen des Bundes, wenn die absolute Mehrheit der Anteile 
oder der Stimmen einer oder mehrerer öffentlicher Stellen dem Bund 
zusteht, anderenfalls als öffentliche Stellen der Länder. Die Datenstelle der 
Rentenversicherung nach § 145 Absatz 1 des Sechsten Buches gilt als 
öffentliche Stelle des Bundes. 

(4) Auf die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen, die 
Vermittlungsstellen nach § 67d Absatz 3 und die Auftragsverarbeiter sind 
die §§ 5 bis 7 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend anzuwenden. 
In räumlich getrennten Organisationseinheiten ist sicherzustellen, dass der 
oder die Beauftragte für den Datenschutz bei der Erfüllung seiner oder ihrer 
Aufgaben unterstützt wird. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für öffentliche 
Stellen der Länder mit Ausnahme der Sozialversicherungsträger und ihrer 
Verbände. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 81a SGB X Gerichtlicher Rechtsschutz 

(1) Für Streitigkeiten zwischen einer natürlichen oder juristischen Person 
und dem oder der Bundesbeauftragten oder der nach Landesrecht für die 
Kontrolle des Datenschutzes zuständigen Stelle gemäß Artikel 78 Absatz 1 
und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 aufgrund der Verarbeitung von 
Sozialdaten im Zusammenhang mit einer Angelegenheit nach § 51 
Absatz 1 und 2 des Sozialgerichtsgesetzes ist der Rechtsweg zu den 
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit eröffnet. Für die übrigen Streitigkeiten 
gemäß Artikel 78 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 2016/679 aufgrund 
der Verarbeitung von Sozialdaten gilt § 20 des Bundesdatenschutz-
gesetzes, soweit die Streitigkeiten nicht durch Bundesgesetz einer anderen 
Gerichtsbarkeit ausdrücklich zugewiesen sind. Satz 1 gilt nicht für 
Bußgeldverfahren. 

(2) Das Sozialgerichtsgesetz ist nach Maßgabe der Absätze 3 bis 7 

anzuwenden. 

(3) Abweichend von den Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit der 
Sozialgerichte nach § 57 des Sozialgerichtsgesetzes ist für die Verfahren 
nach Absatz 1 Satz 1 das Sozialgericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
der oder die Bundesbeauftragte oder die nach Landesrecht für die Kontrolle 
des Datenschutzes zuständige Stelle seinen oder ihren Sitz hat, wenn eine 
Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts oder in Angelegenheiten 
des sozialen Entschädigungsrechts oder des Schwerbehindertenrechts ein 
Land klagt. 

(4) In den Verfahren nach Absatz 1 Satz 1 sind der oder die Bundes-
beauftragte sowie die nach Landesrecht für die Kontrolle des Daten-
schutzes zuständige Stelle beteiligungsfähig. 

(5) Beteiligte eines Verfahrens nach Absatz 1 Satz 1 sind 

1. die natürliche oder juristische Person als Klägerin oder Antragstellerin 
und 

2. der oder die Bundesbeauftragte oder die nach Landesrecht für die 
Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle als Beklagter oder 
Beklagte oder als Antragsgegner oder Antragsgegnerin. 

§ 69 Nummer 3 des Sozialgerichtsgesetzes bleibt unberührt. 

(6) Ein Vorverfahren findet nicht statt. 

(7) Der oder die Bundesbeauftragte oder die nach Landesrecht für die 
Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle darf gegenüber einer 
Behörde oder deren Rechtsträger nicht die sofortige Vollziehung (§ 86a 
Absatz 2 Nummer 5 des Sozialgerichtsgesetzes) anordnen. 

§ 81b SGB X Klagen gegen den Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiter 

(1) Für Klagen der betroffenen Person gegen einen Verantwortlichen oder 
einen Auftragsverarbeiter wegen eines Verstoßes gegen datenschutz-
rechtliche Bestimmungen im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 



2016/679 oder der darin enthaltenen Rechte der betroffenen Person bei der 
Verarbeitung von Sozialdaten im Zusammenhang mit einer Angelegenheit 
nach § 51 Absatz 1 und 2 des Sozialgerichtsgesetzes ist der Rechtsweg zu 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit eröffnet. 

(2) Ergänzend zu § 57 Absatz 3 des Sozialgerichtsgesetzes ist für Klagen 
nach Absatz 1 das Sozialgericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk sich 
eine Niederlassung des Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiters 
befindet. 

(3) Hat der Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter einen Vertreter nach 
Artikel 27 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 benannt, gilt dieser 
auch als bevollmächtigt, Zustellungen in sozialgerichtlichen Verfahren nach 
Absatz 1 entgegenzunehmen. § 63 Absatz 3 des Sozialgerichtsgesetzes 
bleibt unberührt. 

§ 81c SGB X Antrag auf gerichtliche Entscheidung bei angenommener 
Europarechtswidrigkeit eines Angemessenheitsbeschlusses der 
Europäischen Kommission 

Hält der oder die Bundesbeauftragte oder eine nach Landesrecht für die 
Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle einen Angemessenheits-
beschluss der Europäischen Kommission, auf dessen Gültigkeit es bei der 
Entscheidung über die Beschwerde einer betroffenen Person hinsichtlich 
der Verarbeitung von Sozialdaten ankommt, für europarechtswidrig, so gilt 
§ 21 des Bundesdatenschutzgesetzes. 

§ 82 SGB X Informationspflichten bei der Erhebung von Sozialdaten 
bei der betroffenen Person 

(1) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemäß Artikel 13 
Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) 2016/679 über Kategorien von 
Empfängern besteht ergänzend zu der in Artikel 13 Absatz 4 der 
Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahme nur, soweit 

1. sie nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder 
der Übermittlung von Sozialdaten an diese Kategorien von 
Empfängern rechnen muss, 

2. es sich nicht um Speicherung, Veränderung, Nutzung, Übermittlung, 
Einschränkung der Verarbeitung oder Löschung von Sozialdaten 
innerhalb einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle oder 
einer Organisationseinheit im Sinne von § 67 Absatz 4 Satz 2 handelt 
oder 

3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches 
genannten Stellen oder von Organisationseinheiten im Sinne von 
§ 67 Absatz 4 Satz 2 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur 
engen Zusammenarbeit verpflichtet sind. 

(2) Die Pflicht zur Information der betroffenen Person gemäß Artikel 13 
Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 besteht ergänzend zu der in 
Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahme 
dann nicht, wenn die Erteilung der Information über die beabsichtigte 
Weiterverarbeitung 

1. die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des 
Verantwortlichen liegenden Aufgaben im Sinne des Artikels 23 
Absatz 1 Buchstabe a bis e der Verordnung (EU) 2016/679 gefährden 
würde und die Interessen des Verantwortlichen an der Nichterteilung 
der Information die Interessen der betroffenen Person überwiegen, 

2. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst dem 
Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde und 
die Interessen des Verantwortlichen an der Nichterteilung der 
Information die Interessen der betroffenen Person überwiegen oder 

3. eine vertrauliche Übermittlung von Daten an öffentliche Stellen 
gefährden würde. 



§ 82 SGB X „Fortsetzung“ 

(3) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach Maßgabe des 
Absatzes 2, ergreift der Verantwortliche geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person, einschließlich 
der Bereitstellung der in Artikel 13 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 
2016/679 genannten Informationen für die Öffentlichkeit in präziser, 
transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren 
und einfachen Sprache. Der Verantwortliche hält schriftlich fest, aus 
welchen Gründen er von einer Information abgesehen hat. Die Sätze 1 und 
2 finden in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 3 keine Anwendung. 

(4) Unterbleibt die Benachrichtigung in den Fällen des Absatzes 2 wegen 
eines vorübergehenden Hinderungsgrundes, kommt der Verantwortliche 
der Informationspflicht unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände 
der Verarbeitung innerhalb einer angemessenen Frist nach Fortfall des 
Hinderungsgrundes, spätestens jedoch innerhalb von zwei Wochen, nach. 

(5) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Übermittlung von 
Sozialdaten durch öffentliche Stellen an die Staatsanwaltschaften und 
Gerichte im Bereich der Strafverfolgung, an Polizeibehörden, 
Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst und den 
Militärischen Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stelle 
zulässig. 

§ 82a SGB X Informationspflichten, wenn Sozialdaten nicht bei der 
betroffenen Person erhoben wurden 

1) Die Pflicht einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle zur 
Information der betroffenen Person gemäß Artikel 14 Absatz 1, 2 und 4 der 
Verordnung (EU) 2016/679 besteht ergänzend zu den in Artikel 14 
Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahmen nicht, 

1. soweit die Erteilung der Information 

 a) die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des 
Verantwortlichen liegenden Aufgaben gefährden würde oder 

 b) die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst 
dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde, oder 

2. soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer 
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der 
überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten geheim 
gehalten werden müssen 

und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der Informations-
erteilung zurücktreten muss. 

(2) Werden Sozialdaten bei einer nicht-öffentlichen Stelle erhoben, so ist 
diese auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die 
Freiwilligkeit hinzuweisen. 

(3) Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach Maßgabe des 
Absatzes 1, ergreift der Verantwortliche geeignete Maßnahmen zum 
Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person, einschließlich 
der Bereitstellung der in Artikel 14 Absatz 1 und 2 der Verordnung (EU) 
2016/679 genannten Informationen für die Öffentlichkeit in präziser, 
transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren 
und einfachen Sprache. Der Verantwortliche hält schriftlich fest, aus 
welchen Gründen er von einer Information abgesehen hat. 

(4) In Bezug auf die Pflicht zur Information nach Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe e der Verordnung (EU) 2016/679 gilt § 82 Absatz 1 
entsprechend. 

(5) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Übermittlung von 
Sozialdaten durch öffentliche Stellen an Staatsanwaltschaften und Gerichte 
im Bereich der Strafverfolgung, an Polizeibehörden, Verfassungsschutz-
behörden, den Bundesnachrichtendienst und den Militärischen 
Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig. 

§ 83 SGB X Auskunftsrecht der betroffenen Personen 

(1) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gemäß Artikel 15 der 



Verordnung (EU) 2016/679 besteht nicht, soweit 

1. die betroffene Person nach § 82a Absatz 1, 4 und 5 nicht zu 
informieren ist oder 

2. die Sozialdaten 

§ 83 SGB X „Fortsetzung“ 

 a) nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf Grund gesetzlicher 
oder satzungsmäßiger Aufbewahrungsvorschriften nicht 
gelöscht werden dürfen, oder 

 b) ausschließlich zu Zwecken der Datensicherung oder der 
Datenschutzkontrolle dienen 

 und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch 
geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
ausgeschlossen ist. 

(2) Die betroffene Person soll in dem Antrag auf Auskunft gemäß Artikel 15 
der Verordnung (EU) 2016/679 die Art der Sozialdaten, über die Auskunft 
erteilt werden soll, näher bezeichnen. Sind die Sozialdaten nicht 
automatisiert oder nicht in nicht automatisierten Dateisystemen 
gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, soweit die betroffene Person 
Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und der für die 
Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem 
von der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse steht. 
Soweit Artikel 15 und 12 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 keine 
Regelungen enthalten, bestimmt der Verantwortliche das Verfahren, 
insbesondere die Form der Auskunftserteilung, nach pflichtgemäßem 
Ermessen. 4§ 25 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind zu dokumentieren. Die 
Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begründung, soweit durch 
die Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die 
Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte 

Zweck gefährdet würde. In diesem Fall ist die betroffene Person darauf 
hinzuweisen, dass sie sich, wenn die in § 35 des Ersten Buches genannten 
Stellen der Kontrolle des oder der Bundesbeauftragten unterliegen, an 
diesen oder diese, sonst an die nach Landesrecht für die Kontrolle des 
Datenschutzes zuständige Stelle wenden kann. 

(4) Wird einer betroffenen Person keine Auskunft erteilt, so kann, soweit es 
sich um in § 35 des Ersten Buches genannte Stellen handelt, die der 
Kontrolle des oder der Bundesbeauftragten unterliegen, diese, sonst die 
nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle, 
auf Verlangen der betroffenen Person prüfen, ob die Ablehnung der 
Auskunftserteilung rechtmäßig war. 

(5) Bezieht sich die Informationserteilung auf die Übermittlung von Sozial-
daten durch öffentliche Stellen an Staatsanwaltschaften und Gerichte im 
Bereich der Strafverfolgung, an Polizeibehörden, Verfassungsschutz-
behörden, den Bundesnachrichtendienst und den Militärischen 
Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig. 

§ 83a SGB X Benachrichtigung bei einer Verletzung des Schutzes von 
Sozialdaten 

Ergänzend zu den Meldepflichten gemäß den Artikeln 33 und 34 der 
Verordnung (EU) 2016/679 meldet die in § 35 des Ersten Buches genannte 
Stelle die Verletzung des Schutzes von Sozialdaten auch der Rechts- oder 
Fachaufsichtsbehörde. 

§ 84 SGB X Recht auf Berichtigung, Löschung, Einschränkung der 
Verarbeitung und Widerspruch 

(1) Ist eine Löschung von Sozialdaten im Fall nicht automatisierter 
Datenverarbeitung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich und ist das Interesse 
der betroffenen Person an der Löschung als gering anzusehen, besteht das 
Recht der betroffenen Person auf und die Pflicht des Verantwortlichen zur 
Löschung von Sozialdaten gemäß Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) 



2016/679 genannten Ausnahmen nicht. In diesem Fall tritt an die Stelle 
einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 der 
Verordnung (EU) 2016/679. Die Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung, 
wenn die Sozialdaten unrechtmäßig verarbeitet wurden. 

§ 83 SGB X „Fortsetzung“ 

(2) Wird die Richtigkeit von Sozialdaten von der betroffenen Person 
bestritten und lässt sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der 
Daten feststellen, gilt ergänzend zu Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) 2016/679, dass dies keine Einschränkung der 
Verarbeitung bewirkt, soweit es um die Erfüllung sozialer Aufgaben geht; 
die ungeklärte Sachlage ist in geeigneter Weise festzuhalten. Die 
bestrittenen Daten dürfen nur mit einem Hinweis hierauf verarbeitet 
werden. 

(3) Ergänzend zu Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b und c der Verordnung 
(EU) 2016/679 gilt Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechend im Fall des 
Artikels 17 Absatz 1 Buchstabe a und d der Verordnung (EU) 2016/679, 
solange und soweit der Verantwortliche Grund zu der Annahme hat, dass 
durch eine Löschung schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigt würden. Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene 
Person über die Einschränkung der Verarbeitung, sofern sich die 
Unterrichtung nicht als unmöglich erweist oder einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde. 

(4) Sind Sozialdaten für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige 
Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig, gilt ergänzend zu 
Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2016/679 Absatz 1 
entsprechend, wenn einer Löschung satzungsmäßige oder vertragliche 
Aufbewahrungsfristen entgegenstehen. 

(5) Das Recht auf Widerspruch gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 gegenüber einer öffentlichen Stelle besteht nicht, soweit an 
der Verarbeitung ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die 
Interessen der betroffenen Person überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift 
zur Verarbeitung von Sozialdaten verpflichtet. 

(6) § 71 Absatz 1 Satz 3 bleibt unberührt. 

§ 85 SGB X Strafvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gelten die Strafvorschriften des § 42 Absatz 1 und 2 
des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die 
betroffene Person, der Verantwortliche, der oder die Bundesbeauftragte 
oder die nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige 
Stelle. 

(3) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 
2016/679 oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 dürfen in einem Strafverfahren gegen die 
melde- oder benachrichtigungspflichtige Person oder gegen einen ihrer in 
§ 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit 
Zustimmung der melde- oder benachrichtigungspflichtigen Person 
verwendet werden. 

§ 85a SGB X Bußgeldvorschriften 

(1) Für Sozialdaten gilt § 41 des Bundesdatenschutzgesetzes 
entsprechend. 

(2) Eine Meldung nach § 83a oder nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 
2016/679 oder eine Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 dürfen in einem Verfahren nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten gegen die melde- oder benachrichtigungs-
pflichtige Person oder einen ihrer in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung 
bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung der melde- oder 
benachrichtigungspflichtigen Person verwendet werden. 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen werden keine 
Geldbußen verhängt. 



 

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

§ 43 BDSG Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunftsverlangen nicht richtig 
behandelt oder 

2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne des § 2 
Absatz 1 werden keine Geldbußen verhängt. 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine 
Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 
darf in einem Verfahren nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
gegen den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 
Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit 
Zustimmung des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet 
werden. 

 


